
Tarifrunde Redakteure/Freie Tageszeitungen: 

dju fordert 5,5 Prozent
Schlichterspruch akzeptiert
Der DJV und die dju in ver.di legen keinen Wi-
derspruch gegen das Schlichtungsergebnis 
zu den Gemeinsamen Vergütungsregeln für 
Zeitungsfotos ein. Das haben beide Organi-
sationen dem Schlichter mitgeteilt.  
Die Vergütungsregeln sehen ab 1. Mai für 
Fotos in Tageszeitungen Mindesthonora-
re für die Veröffentlichung vor, die von den 
Verlagen nicht unterschritten werden dür-
fen. Nach dem Schlichterspruch reicht die 
Spanne der Honorare dabei von 19,50 Euro 
bis 75,50 Euro im Erstdruckrecht und von 
14,50 Euro bis 56 Euro beim Zweitdruck. Die 
genaue Mindesthöhe des Honorars hängt 
sowohl von der Auflage der Zeitung als auch 
von der veröffentlichten Größe des Fotos ab.  
Damit sind nach zehn Jahren Verhandlungen 
die Vergütungsregeln für Tageszeitungen 
jetzt vollständig. Für Fotos, die oft als billiges 
Zusatzmaterial verlangt wurden, gibt es jetzt 
klare Vorgaben für deren Vergütung. 
Für Textbeiträge und Fotos werden nun mit 
den Gemeinsamen Vergütungsregeln Gren-
zen gesetzt. Der stellvertretende ver.di-Vor-
sitzende Frank Werneke forderte: „Nun müs-
sen die Zeitungsverleger die Fotohonorare 
in vielen Fällen nach oben anpassen. Wir 
erwarten, dass dies in den Verlagen auch 
entsprechend erfolgt. Die dem Schlichtungs-
ergebnis entsprechenden Honorare stellen 
die allerunterste Honorargrenze dar.“ Da-
her sei auch der Gesetzgeber in der Pflicht, 
die unverbindlichen Verfahrensvorschriften 
und unbestimmten Vorgaben, wie hoch ein 
durch Vergütungsregeln festzulegendes Ho-
norar sein müsse, zu überarbeiten und einen 
durchsetzbaren Rechtsanspruch auf ange-
messene Vergütung gesetzlich zu verankern.
Link zur Tabelle:

http://dju.verdi.de/-/IcJ

Zum 1. April 2013 wird die tarifliche Alters-
versorgung für Redakteure bei Zeitschrif-
tenverlagen für Neueinstellungen umgestal-
tet und modernisiert. Darauf einigte sich 
der Verband Deutscher Zeitschriftenverle-
ger (VDZ) mit ver.di und dem DJV.

Für Redakteure, die nach dem Stichtag am 
1. April 2013 erstmals beim Presseversor-
gungswerk versichert werden, würden insge-
samt acht Prozent des Monatsgehaltes beim 
Presseversorgungswerk eingezahlt, wobei 
Verlag und Redakteur jeweils die Hälfte des 
Betrages übernehmen. Durch Nutzung der 
gesetzlichen Möglichkeiten werde dieser Be-
trag - anders als nach den bisherigen Regeln - 

weitgehend ohne Lohnsteuer und Sozialabga-
ben abgeführt. Die Besteuerung erfolge erst 
bei der Rentenauszahlung. Die neuen tarifli-
chen Regelungen führten zu einem positiven 
Gesamteffekt, obwohl die Beiträge seitens der 
Versicherten nominell leicht stiegen. Die steu-
erlichen und sozialversicherungsrechtlichen 
Vorteile bewirkten eine Nettoerhöhung der 
Gehälter der Redakteure. Die Verlage sparten 
zusätzlich zu den verringerten Sozialversiche-
rungsabgaben gegenüber dem früheren Bei-
tragssystem einen Prozentpunkt ein.

Mit dieser Neuregelung hätten DJV, ver.
di und VDZ als Sozialpartner einen wichtigen 
Beitrag zu einem zukunftsfähigen Tarifwerk 

geleistet, erklärten die Verhandlungsführer 
der Tarifvertragsparteien übereinstimmend.

Für die rund 6.000 Zeitschriftenredakteure, 
die schon heute beim Presseversorgungs-
werk versichert sind, wurden keine Änderun-
gen vereinbart. Allerdings haben Redakteure, 
die nach dem 1. Januar 2005 erstmals ver-
sichert wurden, die Möglichkeit, bis Ende des 
Jahres in den neuen Tarif zu wechseln. Der 
„alte Vertrag“ verzinst sich dann beitragsfrei.
Beide Altersversorgungssysteme wurden in 
einem Tarifvertrag vereint, der frühestens 
zum 31. März 2017 kündbar ist.
Link zum Tarifvertrag:

http://tinyurl.com/cfun6cd

Neuer Tarifvertrag:

Altersvorsorge für Zeitschriftenredakteure

Die Deutsche Journalistinnen und Journalis-
ten-Union (dju) in ver.di fordert für die rund 
14.000 Redakteurinnen und Redakteure 
an Tageszeitungen sowie für Freie und Pau-
schalisten 5,5 Prozent mehr Geld. Auch On-
line-Journalisten sollen künftig nach den Re-
dakteurstarifverträgen  bezahlt werden. Das 
hat die dju-Tarifkommission beschlossen.

„Das gilt einmal mehr für eine Branche, die 
den Beschäftigten immer mehr abverlangt“, 
sagte der stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke. Diese anspruchsvolle Tätig-
keit müsse angemessen vergütet werden. In 
den vergangen zehn Jahren hätten sich die Ein-
kommen nur unterdurchschnittlich entwickelt, 
während die Anforderungen kontinuierlich ge-
stiegen seien. Die gesamtwirtschaftliche Lage 
und die der meisten Zeitungsunternehmen 
sei positiv, so dass effektive Gehaltserhöhun-
gen, die Inflation und Produktivitätsfortschrit-
te abbilden, angebracht seien. Die dju setze 

auf ein frühzeitiges Verhandlungsergebnis zu 
Tariferhöhungen im Sommer und lehne eine 
mögliche Verkopplung der Verhandlungen mit 
anderen Tarifvertragsinhalten ab. Angestrebt 
werde ein Flächentarifabschluss, der keine 
Aufweichungen vorsehe.

Die Verleger gehen mit harter Linie in die Ta-
rifrunde: Sie fordern schon vorab weniger Ur-
laubstage, Reduzierung von Urlaubsgeld und 
Jahresleistung und für Berufseinsteiger einen 
veränderten Gehaltstarif. Außerdem sollen die 
Redakteurstarife sich je nach Region unter-
schiedlich gestalten.   „Die dju-Tarifkommission 
hat sich auch klar gegen Vereinbarungen aus-
gesprochen, die die Gehälter künftiger Berufs-
einsteiger verschlechtern. Der Kampf um gute 
Köpfe in Zeitungsredaktionen hat begonnen 
und kann nur mit konkurrenzfähigen Einkom-
mens- und Arbeitsbedingungen gewonnen 
werden. Das muss schon in einer verbesser-
ten Ausbildung beginnen“, forderte Werneke.

14. Tage der Typografie: „form + inhalt“ im IMK Lage-Hörste

Die Tage der Typografie finden in diesem Jahr vom 28. bis 30. Juni unter dem Motto „form + inhalt“ 
statt. Form und Inhalt miteinander in Bezug zu bringen ist die Aufgabe guten Designs und guter Typo-
grafie. Aus Anlass der Schließung des Bauhauses durch die Nationalsozialisten vor 80 Jahren und dem 
Einfluss des Bauhauses auf das Design der folgenden Jahrzehnte setzen sich Vorträge und Workshops 
damit auseinander, wie Typografie und Grafikdesign politische Inhalte transportieren können.

Programm und ausführliche Informationen: 	   http://tinyurl.com/d7kpf3s

https://dju.verdi.de/-/IcJ
http://tinyurl.com/cfun6cd
http://tinyurl.com/d7kpf3s
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Zerstörte Vielfalt: 2. Mai 1933

Zum 80. Mal jährt sich am 2. Mai 2013 
die Zerschlagung der Gewerkschaften 
durch die Nationalsozialisten. Der Deut-
sche Gewerkschaftsbund erinnert mit ei-
ner Internetseite an das gewaltsame Ende 
der freien Arbeiterbewegung in Deutsch-
land. Die  Seite „Zerschlagung der Ge-
werkschaften 1933 – Zerstörte Vielfalt“ 
wurde gemeinsam mit Studierenden der 
Freien Universität Berlin aufgebaut:

www.zerschlagung-gewerkschaften1933.de

Im Rahmen des Themenjahres „Zerstörte Viel-
falt - Berlin 1933-1938“ wird in der Medien-
galerie, Dudenstraße 10, 10965 Berlin noch 
bis 28. Juni die Ausstellung „Die Gleichschal-
tung der Gewerkschaftspresse gezeigt“:

h t t p : / / m e d i e n g a l e r i e . o r g

dju in ver.di zum NSU-Prozess:

Neustart des Akkreditierungsverfahrens begrüßt
Die Deutsche Journalistinnen- und Journa-

listen-Union (dju) in ver.di begrüßt die Ankün-
digung des Münchener Oberlandesgerichts 
(OLG), ein neues Akkreditierungsverfahren 
für die Presse beim Prozess gegen Beate 
Zschäpe und vier weitere mutmaßliche Un-
terstützer des Nationalsozialistischen Un-
tergrunds (NSU) zu starten, als „überfällig“. 
Damit könne das Gericht dem NSU-Prozess 
nun endlich den angemessenen Stellenwert 
in nationalen wie internationalen Medien ein-
räumen: „Es muss jetzt darum gehen, aus-
reichend Pressearbeitsplätze, mehr Chan-
cengleichheit beim Zugang der Presse zum 
Prozess und vernünftige Arbeitsbedingun-
gen währenddessen zu schaffen“, forderte 
dju-Bundesgeschäftsführerin Cornelia Haß.

Es sei – vor allem für die Opfer - bedauerlich, 
dass das Gericht die fatalen politischen Aus-
wirkungen des ersten Akkreditierungsverfah-

rens nicht eher eingesehen und entsprechen-
de Korrekturen veranlasst hätte. Darunter 
leide jetzt das ganze Verfahren. Dennoch sei 
diese Entscheidung zwingend notwendig ge-
wesen. „Hoffentlich werden nun die Weichen 
richtig gestellt“, sagte Haß.

Die Presseplätze waren im ersten Anlauf im 
sogenannten „Windhund-Verfahren“ vergeben 
worden: Wer sich zuerst meldete bekam ei-
nen Platz. Allerdings sollen einige „Windhun-
de“ früher gestartet sein, als andere. Nach 
Medienberichten erhielt der stellvertretende 
Chefredakteur der Europa-Ausgabe der „Sa-
bah“, Ismail Erel, die Mail der Pressestelle des 
OLG zur Akkreditierung um 9.15 Uhr. Andere 
Medien wurden bereits um 8.56 Uhr infor-
miert. Ismail Erel legte deshalb Beschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht ein. Zudem 
habe er mehrfach beim Gericht angefragt, 
wann das Akkreditierungsverfahren beginnen 

würde. Eine Auskunft erhielt er nicht. Deshalb 
habe er die Mail erst am folgenden Tag gese-
hen und sich dann „zu spät“ angemeldet. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in ei-
ner Eilentscheidung dem Vorsitzenden des 
6. Strafsenats des Oberlandesgerichts  Mün-
chen aufgegeben, eine angemessene Zahl von 
Sitzplätzen für Vertreter von ausländischen 
Medien zu reservieren. Sie sollten einen be-
sonderen Bezug zu den Opfern der angeklag-
ten Straftaten haben. Daraufhin beschloss der 
Richter am Oberlandesgericht München, den 
Prozessbeginn auf den 6. Mai zu verschieben 
und das Akkreditierungsverfahren neu zu star-
ten. Nach dem Eilentscheid des Bundesver-
fassungsgerichts hätte es auch ausgereicht, 
drei Zuschauerplätze in Presseplätze für aus-
ländische Medienvertreter umzuwandeln. Das 
Gericht in München lehnt weiterhin eine Video-
übertragung in einen zweiten Sitzungssaal ab. 

Quartalsberichte 
Die aktuellen Quartalsberichte zur Medienwirt-
schaft von Gert Hautsch stehen auf der Inter-
netseite http://druck.verdi.de zum Download 
bereit. Sind wie immer in drei Teile gegliedert.

•	 Branchenübersicht:
       „Gegenwind für Amazon“

•	 Konzernübersichten:  
„Aus WAZ wird Funk“

•	 Übernahmen und Beteiligungen: 
        „Von Akademie bis Xing“

Direkter Link zu den Quartalsberichten:

http://druck.verdi.de/-/f7T

Zeitungsverlage Bayern
ver.di fordert für die Verlagsbeschäftigten in 
den bayerischen Zeitungsverlagen in diesem 
Jahr eine Erhöhung der Löhne und Gehälter 
um 5,5 Prozent. Die Laufzeit der neuen Einkom-
menstabellen soll zwölf Monate betragen. Mit 
der Forderung von 5,5 Prozent steht für die An-
gestellten, die gewerblichen Arbeitnehmer/-
innen und für die Auszubildenden in den bayeri-
schen Zeitungsverlagen dieselbe Forderung im 
Raum wie für die Redakteur/-innen an Tages-
zeitungen. Im Verlagsbereich enden die derzeit 
gültigen Tarifwerke Ende Mai, für die Redaktio-
nen Ende Juli.

http://tinyurl.com/bvtooow

Als „unnötig und Folge verantwortungslo-
sen betriebswirtschaftlichen Handelns“ be-
zeichnete die Bundesgeschäftsführerin der 
Deutschen Journalistinnen- und Journalis-
ten Union (dju) in ver.di, Cornelia Haß, das 
endgültige Aus von dapd. Nachdem die russi-
sche Regierung als Mehrheitseigentümerin 
des staatlichen Nachrichtendienstes Ria 
Novosti ihre Bereitschaft zur Übernahme 
der insolventen Nachrichtenagentur zurück 
gezogen hatte, gab es keinen weiteren Inte-
ressenten.

„Das ist das bedauerliche Ende eines 
journalistisch hochwertigen Angebots. 
dapd hat eine wichtige Komponente auf 
dem deutschen Agenturmarkt dargestellt. 
Die Hauptleidtragenden sind die enga-
gierten und hochkompetenten Beschäf-
tigten, die nun ihre Arbeit, und die Freien, 
die ihre Aufträge verlieren“, sagte Haß. 

Die Investoren Peter Löw und Martin Vor-
derwülbbecke hätten in den vergangenen 
Jahren überambitioniert versucht, den 
Agenturmarkt mit Dumpingangeboten 
aufzumischen, dann vor der persönlichen 
Bruchlandung das Weite gesucht und die 
Beschäftigten ihrem Schicksal überlassen. 
Der darauf folgende Investor Ende sei offenbar 
ohne eine einzige Idee für die Fortführung des 
Geschäfts eingestiegen. So sei der Niedergang 
der dapd nicht mehr aufzuhalten gewesen.

„Das dapd-Aus ist absolut bitter und wäre zu-
vermeiden gewesen, wenn das Unternehmen 
nicht in die Hände von Finanzhasardeuren 
geraten wäre, die kein ausreichendes Ver-
ständnis von den Mechanismen der Medien-
wirtschaft mitgebracht haben“, kritisierte Haß. 
Was nun bliebe, sei die Notwendigkeit, rasch 
eine Lösung für die Volontärinnen und Volon-
täre zu finden. 

dju in ver.di:

dapd-Insolvenz bitter

http://www.zerschlagung-gewerkschaften1933.de/
http://mediengalerie.org
https://druck.verdi.de/-/f7T
http://tinyurl.com/bvtooow


„Meilensteine der Verlagsgeschichte“ stellt 
die Verlagsgruppe Langenscheidt auf ihrer 
Website vor. Die Aufzählung beginnt 1854 – 
und endet 2006. In diesem Jahr feierte Lan-
genscheidt das 150jährige Gründungsfest. 
Es herrschte pures Glück. Aus dem Spra-
chenverlag war eine internationale Verlags-
gruppe mit bekannten Marken geworden: 
Langenscheidt, Duden, Polyglott, Brockhaus, 
APA, Berlitz u.a.. Doch zugleich verhedderte 
sich Langenscheidt bei den zahlreichen Zu-
käufen im In- und Ausland. Parallel sorgte 
das Internet für immer größere Verwerfun-
gen im Geschäftsmodell. Statt Meilenstei-
nen häuften sich die Stolpersteine.  

2009 wurde eine „Restrukturierung“ einge-
leitet; 2010 musste der erste Sozialplan für 
rund 40 Betroffene ausgehandelt werden. 
Die „harten Maßnahmen“ seien notwendig, 
um danach „richtig durchstarten“ zu können, 
beteuerte seinerzeit die Geschäftsführung. 
Skeptiker sahen damals eher Optimierungs-
maßnahmen zur besseren Verkäuflichkeit von 
Verlagsteilen. Sie sollten leider Recht behalten. 

Es ging Schlag auf Schlag: Langenscheidt 
trennte die Verlagstochter BI/Brockhaus 
und verkaufte die Marke „Brockhaus“ an Ber-
telsmann Wissensmedia und BI (Duden) an 
Cornelsen. Der Standort Leipzig mit damals 
rund 60 Arbeitsplätzen wurde komplett ge-
schlossen. Die Verlagsauslieferung ging an 
Rhenus. 2011 ging die Marke Polyglott an die 

GVG Travel Media, eine Tochter der Ganske-
Gruppe. Verkauft wurden auch das schicke 
neue Verlagsgebäude in München und die US-
Beteiligungen (American Map Corp.), die US-
Niederlassungen aufgelöst. 

Im typischen Management-Neusprech wur-
de aus dem radikalen Abbau eine „strategi-
sche Neuorientierung“ und „Konzentration auf 
das Kerngeschäft“. Konkret ging es darum, 
hoch qualifizierte und engagierte Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Betrieb zu expedieren. 
Zwar mit Sozialplan, aber entlassen auf einen 
Arbeitsmarkt, der momentan auch aus ande-
ren Verlagshäusern reichlich „versorgt“ wird.  
Wie z.B. von Cornelsen, dem Käufer von BI/
Duden (und von Oldenbourg Schulbuch, bsv, 
Volk & Wissen etc.pp). Dort stehen 200 der 
rund 1000 Arbeitsplätze im Feuer. Alexander 
Bob, Chef der Cornelsen-Holding, schwadro-
niert von einer „digitalen Strategie, die die rich-
tige Antwort auf die Erfordernisse von Schü-
lern, Lehrern und Schulen gibt“. Konkret: es 
wird weiter gespart bei denen, die den eigent-
lichen Content schaffen, aber heftig investiert 
in Marketing und Digitalisierung. 

Dass andere Verlage auch ihre Probleme ha-
ben, kann für die Langenscheidt-Beschäftigten 
keine Beruhigung sein. Zumal kein Ende der 
„Neuorientierung“ in Sicht ist. So bezeichnete 
Geschäftsführer Jan Henne de Dijn Erwach-
senenbildung und Schule Anfang 2012 noch 
als „stabilsten Verlagsbereich“ - um ihn Ende 

2012 doch an Klett zu verkaufen. Ein weiterer 
Sozialplan war nötig, mit rund 20 Entlassun-
gen bei Langenscheidt und 15 bei Klett. 

Auch dieser Verkauf sollte der „Konzentrati-
on auf das Kerngeschäft“ dienen.  Besorgt fra-
gen sich viele Kolleginnen und Kollegen: Was 
bleibt eigentlich noch? Momentan sind das die 
Geschäftsbereiche „Sprachen lernen“, „Lexiko-
grafie“ sowie „Kinder und Entertainment“.  Von 
den einst 400 Beschäftigten wird am Ende 
wohl noch ein Viertel übrig bleiben. Und bei de-
nen ist das Vertrauen nachhaltig erschüttert. 

Alle Hoffnungen ruhen nun auf „Langen-
scheidt IQ“.  Die Entwicklung wird mit viel 
Personal und Engagement betrieben. Die Ver-
kaufszahlen des „Online-Lern-Managers“ sind 
noch Betriebsgeheimnis; zu hören war bislang 
nur, sie lägen über den „hoch gesteckten Er-
wartungen“.

Derweil müssen sich die Verlagsbeschäftig-
ten auch noch an neue Eigentümer gewöhnen.  
Langenscheidt ist kein Familienbetrieb mehr: 
Als „Großinvestor“ ist 2013 die Familienhol-
ding des Lotterie-Unternehmens Günther ein-
gestiegen, die sich „langfristig und nachhaltig 
engagieren“ will.  Soweit die Absichtserklä-
rung. Gewiss ist bisher nur, dass der Investor 
keine Tarifverträge mag und neues Personal 
zu schlechteren Bedingungen einstellt. Dabei 
zeichnete Langenscheidt bisher Tariftreue 
aus. So soll es bleiben, meinen Betriebsrat und 
Beschäftigte.                                  Bernd Mann 
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Langenscheidt:

Meilensteine und Stolpersteine

Zu C.H. Beck gehören unter anderem die 
Verlagsdruckerei in Nördlingen, der Verlag 
in München, die Zeitschriftenredaktion in 
Frankfurt, die Verlagsauslieferung in Nörd-
lingen und zahlreiche Buchhandlungen. 
Für die Druckerei C.H. Beck fordert ver.di ei-

nen Tarifvertrag, nachdem der Arbeitgeber im 
Mai 2011 Tarifflucht begangen hat und den 

Beschäftigten Zusatzverträge abpresste. Im 
Tarifgespräch für die Druckerei präzisierte 
die Geschäftsleitung ihre Vorstellungen: Ziel 
sei ein Haustarifvertrag, dessen Grundlage 
die Vertragsinhalte der Zusatzverträge sein 
sollen.  
ver.di-Informationen zum aktuellen Stand: 

www.chbeck-verdi.blogspot.de

C.H. Beck: 

Geschäftsleitung wird konkret

ver.di-Aktive informierten in der Nördlinger Innenstadt die Bürger über die Tarifverhandlungen für die 
Druckerei von C.H. Beck. 					                  Foto: ver.di

Cornelsen baut Personal ab  

Anfang März teilte ver.di mit, dass für die  
der Cornelsen Schulverlage GmbH (CSV) 1. 
Halbjahr 2013 ein Abbau von Arbeitsplätzen 
in dreistelliger Höhe befürchtet wird. Die Ge-
schäftsleitung reagierte darauf verärgert, gab 
aber wenige Tage später zu, dass rund 200 
der bisher 1000 Vollzeitbeschäftigten ihren 
Arbeitsplatz verlieren sollen. Nach einem Be-
richt von boersenblatt.net soll die Hälfte der 
abzubauenden Stellen über Fluktuation und 
freiwilligen Ausscheiden abgebaut werden. Be-
triebsbedingt würden rund 100 gekündigt. Der 
Betriebsrat hat jüngst Regelungen über einen 
Rahmensozialplan, Vorruhestand, Altersteil-
zeit mit der Geschäftsführung vereinbart. 
„Der CSV geht es wirtschaftlich gut. Der 
Personalabbau ist nicht alternativlos. Die 
Geschäftsführung muss ihre Strategie über-
denken“, sagte Jörg Reichel, zuständiger                                  
ver.di-Gewerkschaftssekretär: „Der Wett-
bewerb mit dem Ernst Klett Verlag um die 
Marktführerschaft darf nicht auf dem Rücken 
der Beschäftigten ausgetragen werden. Es ist 
mit dem Betriebsrat und Gewerkschaft über 
sozialverträgliche Alternativen zu verhandeln.“ 

Link zum Bericht auf boersenblatt.net:

http://tinyurl.com/ckw6dsw 

http://www.chbeck-verdi.blogspot.de
http://tinyurl.com/ckw6dsw
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Protest von Ex-FR-Beschäftigten:

„Wir fühlen uns betrogen!“
WAZ: Wo geht die Reise hin?
Als „überhaupt nicht nachvollziehbar“ kriti-
sierte der stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke die Ankündigung des WAZ-
Konzerns, nach der Schließung der Redaktion 
der „Westfälischen Rundschau“ in Nordrhein-
Westfalen weitere 200 Stellen abzubauen: 
„Trotz einer guten Rendite von deutlich mehr 
als zehn Prozent wird hier in unverantwortli-
cher Weise erneut der Rotstift angesetzt.“ Da-
bei solle offenbar der fatale Kurs fortgesetzt 
werden, lokale WAZ-Angebote mit Zukäufen 
von Konkurrenzblättern zu füllen. Allein die 
Zahl der Beschäftigten am Content Desk, wo 
die Mäntel von vier Zeitungstiteln erstellt wer-
den, werde wohl um ein Drittel reduziert. Es 
werde versucht, mit brachialen Methoden, wie 
beispielsweise der Halbierung des so genann-
ten Fotopools Kosten zu senken, ohne dass die 
Maßnahmen mit durchdachten Zukunftskon-
zepten unterlegt seien. „Wir brauchen jetzt ein 
überzeugendes Konzept für die WAZ, das den 
Kolleginnen und Kollegen aufzeigt, in welche 
Richtung die Reise gehen wird. Mit diesem auf 
kurze Sicht angelegten Handeln, das den jour-
nalistischen Kern der WAZ-Gruppe weiter aus-
höhlt, werden wir uns nicht zufrieden gaben“, 
kündigte Werneke an.
„Mitfühlende Äußerungen in Richtung Be-
legschaft können über die Ideenlosigkeit der 
Konzernleitung nicht hinwegtäuschen“, sagte 
Corina Lass, Mitglied des geschäftsführenden 
NRW-Vorstands der dju in ver.di. Die jetzt ge-
troffene Entscheidung werfe die Frage auf, ob 
es allein darum gehe, den 500-Millionen-Euro-
Ankauf der Brost-Anteile an der WAZ durch 
Petra Grotkamp zu finanzieren. 

Blog zur Situation bei der WAZ-Gruppe: 

www.medienmoral-nrw.de

Gesetzentwurf verabschiedet:

Verwaiste Werke
„Bei verwaisten Werken ist der Urheber un-
auffindbar und eine Nutzung deshalb bislang 
unmöglich. Zukünftig können verwaiste Wer-
ke in Bibliotheken, Archiven und öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten digitalisiert 
und ins Internet gestellt werden“, sagte 
Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP). „Um die Verlagsin-
teressen zu berücksichtigen, haben wir hier 
eine Karenzzeit von zwölf Monaten geregelt.“ 

Laut Bundesjustizministerium dient der Ge-
setzentwurf zunächst der Umsetzung der EU-
Richtlinie 2012/28 vom 25. Oktober 2012 
über bestimmte zulässige Formen der Nut-
zung verwaister Werke in deutsches Recht. 
Bei verwaisten Werken handelt es sich um 
urheberrechtlich geschützte Werke, deren 
Rechtsinhaber auch durch eine sorgfältige Su-
che nicht festgestellt oder ausfindig gemacht 
werden können. Die Richtlinie muss bis zum 
29. Oktober 2014 umgesetzt werden. Sie 
schaffe die rechtlichen Voraussetzungen da-
für, dass öffentlich zugängliche und im Gemein-
wohl errichtete Institutionen, insbesondere Bi-
bliotheken, Archiven und öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten, Print-, Musik- und Filmwer-
ke, so genannte verwaiste Werke digitalisieren 
und online verfügbar machen können. Diese 
Nutzung von verwaisten Werken war bislang 

nicht möglich, weil urheberrechtlich geschütz-
te Inhalte grundsätzlich nur mit Zustimmung 
des Rechtsinhabers genutzt werden dürfen, 
diese Zustimmung aber bei verwaisten Wer-
ken gerade nicht eingeholt werden kann, weil 
die Rechtsinhaber nicht bekannt sind oder 
nicht ermittelt werden können. Der Gesetz-
entwurf schlage nunmehr Regeln vor, die im 
Einklang mit den Vorgaben der Richtlinie eine 
Nutzung verwaister Werke gesetzlich für zu-
lässig erklären.

Auch die Nutzung von vergriffenen Printwer-
ken soll im Rahmen von Digitalisierungsvorha-
ben erleichtert werden. Dies soll wiederum nur 
für öffentlich zugängliche und im Gemeinwohl 
errichtete Institutionen gelten, insbesondere 
Bibliotheken, Archive und öffentlich-rechtliche 
Rundfunkanstalten. Sie sollen auch vergrif-
fene Werke online zugänglich machen. Die 
einschränkenden Voraussetzungen würden 
die Rechte der Rechtsinhaber wahren. Diese 
Regelung kann wegen der Vorgaben des euro-
päischen Rechts nicht als neue Schrankenre-
gelung im Urheberrechtsgesetz ausgestaltet 
werden. Vielmehr sind Regelungen in das Ur-
heberrechtswahrnehmungsgesetz (UrhWG) 
einzufügen, das die Rahmenbedingungen für 
die Tätigkeit von Verwertungsgesellschaften 
gestaltet.

 VDP auf Twitter
I n f o r m a t i o n e n 
der Fachgruppe 
Verlage, Druck 
und Papier jetzt 
auch auf Twitter:  
@vdp_in_verdi

Die „Frankfurter Rundschau“ (FR) gehört 
seit dem 1. März der Frankfurter Allgemeine 
Zeitung GmbH und der Frankfurter Societät 
GmbH, die lediglich 28 Redakteure übernom-
men haben. Die Druckerei wird geschlossen. 
Mehr als 400 Beschäftigten wurde gekün-
digt. Für sie wurde eine Transfergesellschaft 
für sechs Monate eingerichtet. Gegen den 
Umgang der Altgesellschafter SPD-Medien-
holding ddvg und DuMont Schauberg pro-
testierten Ex-FR-Beschäftigte beim SPD-Lan-
desparteitag in Hanau am 9. März. 

Der  SPD-Landesvorsitzende Thorsten Schäfer-
Gümbel sprach zu den Ex-FR-Beschäftigten. 
			               Foto: ver.di

Die Wut der protestierenden Ex-FR-Beschäf-
tigten richtete sich gegen die SPD, die über 
ihre Medienholding ddvg, mit 40 Prozent an 
dem Druck- und Verlagshaus Frankfurt (DuV) 
beteiligt war. SPD-Kanzlerkandidat Peer Stein-
brück wich den Protestierenden aus und 
rauschte in seinem Wagen davon. Lediglich 
SPD-Landeschef Thorsten Schäfer-Gümbel 
sprach zu ihnen, konnte aber keine Zusagen 
machen: „„Gleichwohl haben die ddvg und ich 
Gottseidank nichts miteinander zu tun.“

Die Altgesellschafter DuMont Schauberg 
(50 Prozent) und die ddvg waren nicht bereit, 
die Transfergesellschaft für zwölf Monate zu 
ermöglichen. Ebenso lehnten sie es ab, die Ab-
findungen nach dem Insolvenz-Sozialplan vor-
zufinanzieren, die im Schnitt nur 500 Euro pro 
Beschäftigungsjahr betragen. Die Beschäftig-
ten werden dieses Geld jetzt erst in einigen 
Jahren erhalten. Wer dann bereits Hartz IV 
bezieht hat davon nichts, es wird komplett 
angerechnet. „Wir fühlen uns betrogen!“ rief 
der FR-Betriebsratsvorsitzende Marcel Bathis 
per Megafon den im Congress Park tagenden 
SPD-Kandidaten zu.  Die SPD-Schatzmeisterin 
Barbara Hendricks habe deutlich gemacht, 
dass ihr die jetzt auf der Straße stehenden FR-
Beschäftigten keinen Euro mehr wert seien. 

Ausführliches Video zum Protest in Hanau:

http://tinyurl.com/c4z4jvn
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